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Z>ie Wundessuvvention für die Wotksschute.
(Referat von Regierunzsrat I. Düring, Luzern, an der Delegiertenveriammlung des

schweiz. KathvlikenvereinZ in Beckenried,)

(Schluß.)

IV.
Vergleichen wir nun die Vorlage des Bundesrates von 1991 mit

derjenigen der Erziehungsdirektorenkonferenz und derjenige» des Bundes-
rates von >895 :

Die Differenzen betreffen:
u. Die Zwecke, für welche die Subvention verwendet werden

darf. Der bundesrätliche Entwurf I99l schließt sich im wesentlichen an
die Vorlage der Erziehungsdirektorenkonferenz an; er ist genauer um-
schrieben und weitherziger als Art. 2 des Entwurfes Schenk. Speziell

zu begrüße» ist die Ausnahme von Ziffer 9 (Erziehung schwachsinniger

Kinder in den Jahren der Schulpflicht), hier freilich in etwelchem Gegen-

sahe und zwar nach meinem Dafürhalten zum Vorteile des Bundes-
gesetzes gegenüber dem Entwürfe der Erziehungsdireklorenkonserenz, der

nur besondere Klaffen für Schwachbegabte subventionieren will. Ganz

gestrichen hat der Bnndesratsentwurf Ziff. 19 der Erziehnngsdirektoren-
konferenz (Förderung des Fortbildungsschulwesens), das aber im Jngrcß
zu Art. 2 ausdrücklich als fubventionsberechtigt erklärt wird.

b. Die Stellung der Bundessubvention zu den Lei st-

ungen der Kantone. Entwurf I99l: keine Verminderung der

durchschnittlichen ordentlichen Leistungen der Kantone (Staats- und

Gemeindeausgaben zusammengerechnet) während der letzten 5

Jahre; Erziehungsdirektoren konferenz: während 19 Jahren,

Entwurf 1895: keine Verminderung der bisherigen Leistungen der

Kantone und Gemeinden.

o. Verteilungsmodus: 1991: Volkszählung, 69 Rappen pro
Kopf, die Kantone Uri, Schwzz, Ob- und Nidwalden, Appenzcll J.-Rh.,
Graubünden, Tesfin und Wallis eine Zulage von 29 Rappen pro Kops.

Erziehungsdirektorenkonferenz: pro Lehrstelle der Primärschule
mindestens Fr. 299: Entwurf 1 895: für die nächsten 5 Jahre Fr.
1,299,999, Erhöhung auf dem Budgetwege; Wohnbevölkerung und öko-

nomische Leistungsfähigkeit. 3 Kategorien 39, 49 und 59 Rappen pro
Kopf. Der Modus der Erziehungsdirektorenkonferenz ist meines Er-
achtens der beste, er wurde aber von der Konferenz in Genf selbst nicht

festgehalten, nicht deswegen, daß die Mehrheit sich durch die bundes-

rätliche Botschaft eines Bessern hätte belehren lassen, sondern aus tak-
tischen Gründen.
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6. Garantieartikel. Entwurf 1901 und Erziehungs-
direktorenkonferenz: „Die Organisation und Leitung des Schul-
Wesens bleibt Sache der Kantone, Entwurf 1895 weiß nichts davon,

e. Kontrolle, Entwurf 1991: Darlegung dem Bundesrate

gegenüber über die beabsichtigte Verwendung im nächsten Rechnungs-

jähre zur Prüfung und Genehmigung, Der Bund wacht darüber, daß

die Subventionen den genehmigten Vorschlägen gemäß verwendet wer-
den. Die Ausrichtung erfolgt ans Grund eines von den Kantonen ein-

zureichenden Berichtes uud nach Genehmigung der Rechnnngsausweise

durch den Bundesrat. Das Verfahren ist analog dem jetzt bei den

Handels- w. Schulen üblichen Verfahren.

Erzi eh u n g s di r e ktoren ko n se r e n z : „Die Ausrichtung der

Subventionen erfolgt je im folgenden Jahre auf Grundlage der von den

Kantonen einzureichenden Rechnnngsausweise und nach deren Prüfung
durch den Bundesrat,"

Entwurf 1895: Kompliziertes Verfahren getrennt nach der 5-

jährigen Normalperiode und dem Jahresbudget w. fArt. 5, 8, 9, 19),

Acceptabel scheint für uns der Vorschlag der Erziehungedirektoren-
Konferenz. Entwurf 1991 ist schon mehr bureaukratifch angelegt und

hat denn auch in der letzten Konferenz in Genf seitens des Referenten
Locher entschiedene Opposition erfahren. Eine Aufsichtsbehörde à In

Entwurf Schenk figuriert nirgends mehr.

Dies die wesentlichen Differenzen.

Alles zusammengefaßt, erscheint am annehmbarsten für uns die

Fassung der Erziehungsdirektoren-Konferenz.
Und nun unsere Stellung.
Über die konstitutionelle Seite habe ich gesprochen. Ich verweise

auf das Gesagte. Wenn ich im folgenden über Annahme oder Nicht-
annähme spreche, behalte ich die konstitutionellen Bedenken im-
mer vor.

1. Geld brauchen können wir alle. Das brauche ich nicht zu beweisen.

Und wenn wir für uns vom Bunde Geld holen können, so ist das für uns

auch kein Unglück. Gebraucht wird es doch, wenn wir es brauchen, so

wissen wir, daß es gebraucht wird, wie es uns gefällt. An die etwas

heikle Stellung, in welche man bei schroffer Ablehnung jeder Bundes-
subvention in jenen Kantonen gerät, die an der Erhöhung ihrer Staats-
stener arbeiten, fei hier nur erinnert. Freilich wird ja die Schulfub-
vention kaum zur Sanierung der kantonalen Finanzen beitragen; aber

dies wird den Steuerzahlern schwer begreiflich zu machen sein.
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2. Das Geld wollen wir, wenn wir es ohne Gefahr für unsere

Schulen bezw. für unsere grundsätzlichen Anschauungen betr. die Schule
haben können.

3. Die gegenwärtige Vorlage — speziell, wenn sie in der Kon-

trollfrage nach der Vorlage der Erziehungsdirektoren-Konferenz modi-
fiziert wird, bietet für den Moment keine Gefahr.

Soweit wären wir einig.
Nun beginnen die Differenzen.
Die Einen sagen: Mit der gegenwärtigen Vorlage ist

die Gefahr gegeben; die Andern bestreiten das.

Zunächst wollen wir feststellen, daß die Bundessubvention nun
einmal in der Luft liegt. Sie wird kommen, früher oder später, mit
oder ohne uns. Sie wird in einer unsern prinzipiellen Anschauungen

möglichst feindlichen Form kommen, wenn es unsern politischen Gegnern
gelingen sollte, einmal bei irgend einem Anlasse das religiöse und poli-
tische Bewußtsein ihrer Gefolgschaft gegen die „Jesuiten" und „Mucker"
zu mobilisieren, wenn dieser Gefolgschaft weiß gemacht werden kann, daß

nur die Ultramontanen und ihr Anhang gegen die Subvention sind.

Daran wollen wir denken.

Und nun unsere Kaffandrastimmen!
Die Gefahr kann eine doppelte sein; sie kann liegen erstens im

Vollzuge des Bundesgcsetzes, zweitens in der Revision des Bun-
desgesetzes im Sinne der materiellen Einmischung des Bundes in
das Schulwesen der Kautone. Das erstere ist nur möglich, wenn wir
schwach sind, das letztere ist nur möglich, wenn wir und mit uns die

Mehrheit des Schweizervolles dumm sind.

Brauchen wir uns, frage ich erstens, einen Vollzug des Gesetzes,

der dem Wortlaute desselben widerspricht, gefallen zu lassen? Gewiß

nicht. Es ist zwar Tatsache, daß man in Bern gerne mehr regiert, als

man berechtigt ist. Gerade im Schulwesen gilt dies auch. Ich erinnere

an die Rekrutenprüfungen, an die eidgenössische Maturitätsprüfung, an
die bureaukratische Behandlung von Fragen der industriellen :c. Bildung.
Aber warum haben wir uns das gefallen lassen, und warum lassen wir uns
das gefallen? Ich meinerseits kann konstatieren, daß man auch in Bern
Recht bekommt, wenn man gegen bureaukratische Übergriffe reklamiert.
Man muß eben reklamieren und nicht immer höflich sein. Leider Gottes

sind aber gerade wir Katholiken die höflichsten und gehorsamsten und

freundlichsten Eidgenossen. Bundesrat Welti sel. hat mit Recht einmal be-

hauptet, die Rechte sei die bundesfreundlichste Partei. Brauchen wir
das zu sein? Wenn wir uns alles gefallen lassen, so geschieht uns
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recht, Wenn man mit uns nach Belieben verfährt, wir verdienen es nicht

besser. Wehren wir uns aber und wahren wir unsere Rechte, so be-

kommen wir auch Recht und müssen Recht bekommen,

Und zweitens die Revision des Bundesgesetzes im angedeuteten

Sinne! Glauben Sie wirklich, daß das Schweizervolk, das vom Bunde

für seine Schulen Geld bekommt ohne Kontrolle, ohne weiteres den

schönen Augen eines centralistischen Schulmeisters zu Liebe die K o n-

trolle und die Einmischung des Bundes in die Schule zum

gleichen Gelde vertauschen wird? Ich glaube dies nicht. Dafür ist

mir das Schweizer Volk zu gescheit und zu freiheitsliebend. Der Schul-
meisterbakel in dieser oder jener Form ist nichts weniger als populär.
Denken Sie an das, was ich eingangs von dem Eingreifen der Erzieh-
ungsdirektorenkonferenz gegenüber der geplanten Initiative gesagt. Diese

Herren kennen ihr Volk. Und wenn schließlich der Versuch gemacht

würde, was dann? Dann sind wir immer noch da. Über den Aus-

gang eines solchen Kampfes ist mir nicht bange.

„Ich traue der Geschichte nicht," sagt mancher. Ich begreife dies.

Ich traue auch nicht allen, die uns die Bundessubvention anpreisen.

Die Erfahrungen, welche wir gemacht haben, sind auch nicht geeignet,

dieses Mißtrauen zu zerstreuen. Ich traue aber denen, die gegenwärtig
die Leitung der Sache in der Hand haben. Die Erziehungsdirektoren,
radikal und konservativ, wollen keine Buudeseinmischung, darauf hat

man sich das Wort gegeben, und ich glaube an dieses Wort, es ist das

Wort von Ehrenmännern. Ich sage dies gewissen Stimmen in der Presse

gegenüber, welche von „Düpierten" sprachen und damit auch von solchen,

welche „düpieren" wollen.

Ich schließe mit folgenden Sätzen:
I. Die Subvention der Primärschule durch den Bund setzt voraus

die Revision der Bundesverfassung.

II. Durch diese Revision der Bundesverfassung soll festgestellt wer-
den, daß die Subvention der Volksschule auch durch den Bund die Auto-
nomie der Kantone im Volksschulwesen in keiner Weise beeinträchtigen darf.

III. Von diesem konstitutionellen Vorbehalte abgesehen, stimmen

wir der Subvention der Volksschule zu, wenn die Leitung des Volks-
schulwesens im vollen Umfange den Kantonen bleibt und die Kontrolle
des Bundes über die Verwendung der Subvention eine rein formelle ist.

Die Vorlage der Erziehungsdirektorenkonferenz entspricht am besten diesen

Forderungen.
IV. Wir nehmen Stellung gegen jede Vorlage, welche der in Ziff.

III genannten Forderung nicht entspricht.
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